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§ 1 Geltungsbereich 
(1) Für die Vertragsbeziehungen zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber gelten ausschließlich diese Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen. 

(2) Abweichende oder entgegenstehende Bedingungen finden keine Anwendung, sofern der Auftragnehmer diesen 

nicht ausdrücklich zugestimmt hat. 

(3) Änderungen dieser Geschäftsbedingungen werden dem Auftraggeber in Textform bekannt gegeben. Sie gelten als 

genehmigt, wenn der Auftraggeber nicht innerhalb von 4 Wochen nach Bekanntgabe der Änderung in Textform 

Widerspruch erhebt. Auf diese Folge wird ihn der Auftragnehmer bei der Bekanntgabe besonders hinweisen.  

 

§ 2 Vertragsabschluss  
(1) Angebote des Auftragnehmers sind freibleibend, sofern sie nicht ausdrücklich als verbindlich gekennzeichnet sind 

oder eine bestimmte Annahmefrist enthalten. 

(2) Verträge werden erst verbindlich, wenn sie durch den Auftragnehmer innerhalb von zwei Wochen in Textform 

bestätigt werden. Ohne ausdrückliche Auftragsbestätigung, kommt der Vertrag zu den Konditionen des Angebots 

mit der Übernahme der Abfälle zustande. 

(3) Die vom Auftraggeber im Entsorgungsnachweis (verantwortliche Erklärung) gemachten Angaben sowie etwaige 

behördliche Auflagen sind Vertragsgrundlage und damit wesentlicher Bestandteil dieses Vertrages. 

 

§ 3 Leistungen des Auftragnehmers 
(1) Der Auftragnehmer übernimmt als alleiniges Unternehmen die im Leistungsvertrag aufgeführten Dienstleistungen 

für den Auftraggeber. Der Leistungsumfang beinhaltet nach Art der vereinbarten Dienstleistung  

a. die Bereitstellung von Behältern der im Vertrag festgelegten Art, Größe und Anzahl, 

b. den Austausch bzw. Umleerung sowie den Abzug der bereitgestellten Behälter am 

vereinbarten Standort und den Transport der Abfälle zur Verwertungs-/Beseitigungsanlage, 

c. die ordnungsgemäße und gesetzeskonforme Verwertung/Beseitigung der im Vertrag 

festgelegten Abfälle. 

(2) Die Entsorgung erfolgt – soweit möglich – mittels eines mobilen elektronischen Erfassungssystems. Der 

Auftragnehmer ist in diesem Fall zwecks Erfüllung der Obliegenheiten des Auftraggebers zur Abgabe der 

notwendigen Erklärungen und Vornahme der erforderlichen Handlungen ermächtigt.  Bei der Abholung erfolgt 

keine Prüfung der Abfallstoffe durch den Auftragnehmer. Abrechnungsgrundlage ist die Einstufung des Abfalls 

durch die Entsorgungsanlage. 

(3) Im Übrigen dienen alle Maßnahmen, die der Auftragnehmer neben der eigentlichen Entsorgungsleistung (z.B. 

Verprobung, Analyse) trifft, ausschließlich der Erfüllung der rechtlichen Pflichten des Auftraggebers. 

(4) Der Auftragnehmer ist berechtigt, sich zur Erfüllung dieses Vertrages Dritter zu bedienen. 

(5) Ist die vertraglich vereinbarte Leistung des Auftragnehmers infolge geänderter gesetzlicher Regelungen in der 

bisher praktizierten Art und Weise nicht mehr zulässig, hat der Auftragnehmer die Entsorgung nach Maßgabe der 

geänderten Regelungen durchzuführen. Hierdurch verursachte Mehrkosten trägt der Auftraggeber. Der 

Auftragnehmer weist darauf hin, dass jede Anfallstelle des Auftraggebers Teil einer Branchenlösung zur 

Verpackungsentsorgung sein kann. 

 

§ 4 Obliegenheiten des Auftraggebers 
(1) Dem Auftraggeber obliegt die Schaffung aller Voraussetzungen für eine gesetzeskonforme und ordnungsgemäße 

Erbringung der Dienstleistung. 

(2) Bei Abrufaufträgen erfolgt der Abruf der Leistungen in Textform, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

(3) Der Auftraggeber hat die Abfälle vollständig und zutreffend zu deklarieren. Die Behälter sind ausschließlich mit 

den deklarierten Abfällen zu befüllen. Änderungen in der Abfallzusammensetzung sind dem Auftragnehmer 

umgehend mitzuteilen. 

(4) Mit Übernahme/Abholung der Abfälle gehen diese in das Eigentum des Auftragnehmers über. Hiervon 

ausgenommen sind gefährliche Abfälle und jene Abfälle, die nicht der Deklaration entsprechen. Letztere können 

vom Auftragnehmer zurückgewiesen oder auf Kosten des Auftraggebers entsorgt werden. 

(5) Die vom Auftragnehmer übernommenen Leistungspflichten entbinden den Auftraggeber nicht von seiner 

abfallrechtlichen Verantwortung. 

(6) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer die ordnungsgemäße Erbringung der vertraglich vereinbarten 

Dienstleistung auf Verlangen zu bestätigen. Mängel hinsichtlich der Entsorgung sind dem Auftragnehmer binnen 

48 Stunden anzuzeigen. Soweit darüber hinaus eine Nachweispflicht über die ordnungsgemäße Entsorgung 

besteht, hat der Auftraggeber den Nachweis unter Verwendung der vom Auftragnehmer hierfür vorgesehenen 

Formbelege oder im Wege des elektronischen Abfallnachweisverfahrens zu führen. Hierzu ermöglicht der 

Auftragnehmer dem Auftraggeber die Nutzung des Online-Datenverarbeitungs-Systems REGISTA nach 

Maßgabe der jeweils aktuellen Allgemeinen Nutzungsbedingungen. Sofern der Auftraggeber seiner 

Nachweispflicht – auch mittels eines Beauftragten – zum Zeitpunkt der Entsorgung nicht nachkommt, ist der 

Auftragnehmer zur Durchführung der Entsorgung nicht verpflichtet. 

(7) Alle betrieblichen Änderungen, die die Abholung der Abfälle betreffen, sind dem Auftragnehmer mindestens 4 

Wochen vorher in Textform mitzuteilen. Behördliche Anordnungen, die Einfluss auf die vertragliche Dienstleistung 

haben, sind unverzüglich in Textform anzuzeigen. Bei Verstoß gegen diese Mitteilungspflichten haftet der 

Auftraggeber für alle daraus resultierenden Kosten und Aufwendungen. 

(8) Die vereinbarten Leistungsrhythmen bzw. Leistungsphasen sind bindend. Nicht durch den Auftragnehmer 

verursachte Stillstands- und Wartezeiten sowie vergebliche Anfahrten sind kostenpflichtig und werden zu den 

Stundensätzen für die beauftragten Leistungen abgerechnet. 

 

§ 5 Gestellung von Abfallbehältern 
(1) Der Auftragnehmer stellt dem Auftraggeber für die Dauer der Entsorgung die benötigten Behältnisse mietweise zur 

Verfügung. 

(2) Der Auftraggeber verpflichtet sich zur pfleglichen Behandlung der Mietbehälter und zur Beachtung der 

Bedienungshinweise des Herstellers, insbesondere zur maximalen Füllhöhe und zum zulässigen Füllgewicht. Die 

durch eine unsachgemäße Befüllung der Behältnisse entstandenen Schäden und Mehraufwendungen (z.B. für 

Umladung, Transport, Analyse) sind vom Auftraggeber gesondert zu vergüten. Für starke Verunreinigungen und 

Beschädigungen der Mietbehälter, die nicht auf normalen Verschleiß zurückzuführen sind sowie deren 

Abhandenkommen während der Dauer der Überlassung haftet der Auftraggeber, sofern er seine Schutz- und 

Obhutspflichten verletzt hat. Schäden oder sonstige Veränderungen an den Behältern des Auftragnehmers sind 

diesem umgehend in Textform anzuzeigen. 

(3) Der Auftraggeber haftet ferner für die Auswahl des Standortes der Behältnisse, insbesondere für einen 

ausreichend befestigten Untergrund und garantiert deren freie Zugänglichkeit zum Abtransport. Umsetzungen der 

Behältnisse sind ohne Zustimmung des Auftragnehmers nicht gestattet. 

(4) Die Verkehrssicherungspflicht für die Behälter obliegt dem Auftraggeber. Erforderliche behördliche 

Genehmigungen für die Nutzung öffentlicher Verkehrsflächen hat der Auftraggeber vor Gestellung auf eigene 

Kosten einzuholen. Für die unterlassene Sicherung des Behälters oder fehlende Genehmigung haftet 

ausschließlich der Auftraggeber. Er stellt den Auftragnehmer insoweit von Ansprüchen Dritter frei. 

 

§ 6 Preise und Zahlungsbedingungen 
(1) Vorbehaltlich einer abweichenden Regelung gelten die am Tage der Leistungserbringung gültigen Preise. Sie 

beinhalten lediglich die im Vertrag bezeichneten Leistungen des Auftragnehmers. Mehr- oder Sonderleistungen, 

die nicht vom Vertrag umfasst sind sowie im Leistungsverzeichnis aufgeführte Eventualpositionen oder Kosten für 

Leistungen Dritter werden separat in Rechnung gestellt, sofern sie durch den Auftraggeber veranlasst wurden 

oder gesetzlich vorgeschrieben sind. 

(2) Wird die Leistung gewichtsbezogen abgerechnet, sind die auf einer geeichten Waage des Auftragnehmers oder 

eines Unterauftragnehmers festgestellten Gewichte für die Rechnungslegung maßgebend. 

Gewichtsabweichungen im Rahmen handelsüblicher Toleranzen berechtigen den Auftraggeber nicht zu 

Beanstandungen. Sofern das ermittelte Nettogewicht unterhalb der Mindestlast liegt, ist der Auftragnehmer 

berechtigt, unabhängig vom tatsächlichen Gewicht ein pauschales Entgelt geltend zu machen. Dies gilt auch 

dann, wenn die Waage nachweislich ein unzutreffendes Gewicht ermittelt. 

(3) Der Auftragnehmer ist berechtigt, die vereinbarte Behältergrundgebühr vorschüssig im ersten Monat des 

Abrechnungszeitraums zu berechnen. 

(4) Alle Preise gelten zuzüglich der gültigen gesetzlichen Umsatzsteuer. Sofern die Voraussetzungen hierfür erfüllt 

sind, erfolgt die Abrechnung nach dem Reverse-Charge-Verfahren. Soweit auf die Vertragsbeziehung die 

Grundsätze des tauschähnlichen Umsatzes Anwendung finden oder eine Handlung später umsatzsteuerlich als 

steuerbar eingestuft wird, hat der Auftraggeber auch nach Beendigung des Vertragsverhältnisses die notwendigen  

 

 

(5) Mitwirkungshandlungen zu einer ordnungsgemäßen Abrechnung (z. B. Rechnungsstellung) zu gewährleisten. 

Eine etwaige nachträglich erhobene Umsatzsteuer bzw. gekürzte Vorsteuer ist dem Auftragnehmer auf Nachweis 

zu erstatten. 

(6) Rechnungen können dem Auftraggeber per Brief, Telefax oder E-Mail übermittelt oder nach Vereinbarung im 

Kundenportal zum Download bereitgestellt werden. Rechnungsbeträge sind, sofern nichts anderes vereinbart ist, 

sofort ohne Abzug fällig.       

(7) Soweit eine Zahlungsweise per Bankeinzug gewählt wird, findet das SEPA-Lastschriftverfahren Anwendung. Der 

Auftragnehmer wird den Auftraggeber vor Durchführung einer Lastschrift mit angemessenem zeitlichen Vorlauf 

informieren. 

(8) Sofern das Gutschriftverfahren vereinbart ist, erfolgt die Abrechnung der Lieferungen/Leistungen auf der 

Grundlage des Lieferscheins/Leistungsnachweises. Der Gutschriftempfänger erhält vom Gutschriftaussteller als 

Nachweis für die erfassten Lieferungen/Leistungen bis zum Ende des Folgemonats eine Gutschriftanzeige. Darin 

werden je Lieferschein/Leistungsnachweis die Lieferungen/Leistungen nach Art und Menge, Nettopreise, 

Umsatzsteuersatz und Umsatzsteuerbetrag sowie der Gesamtbetrag ausgewiesen. Die Gutschriftvereinbarung 

kann von jeder Partei mit einer Frist von 6 Wochen zum Monatsende gekündigt werden. Widerspricht der 

Gutschriftempfänger einer oder mehrerer der ihm erteilten Gutschriften oder führt ein sonstiges Verhalten des 

Gutschriftempfängers dazu, dass für den Gutschriftaussteller die Möglichkeit des Vorsteuerabzugs nach dem 

UStG entfällt, hat der Gutschriftempfänger dem Gutschriftaussteller den daraus resultierenden Schaden zu 

ersetzen. Der Gutschriftempfänger hat dem Gutschriftaussteller eine Änderung der Umsatzsteuerpflicht 

unverzüglich mitzuteilen. Zu Unrecht gezahlte Beträge werden dem Gutschriftaussteller auf dessen Wunsch 

erstattet oder mit bestehenden Ansprüchen verrechnet. 

(9) Im Falle des Verzugs ist der Auftragnehmer berechtigt, die Leistungen 10 Werktage nach Zugang der zweiten 

Mahnung einzustellen und die Behälter einzuziehen. Für die Wiederbereitstellung der eingezogenen Behälter stellt 

der Auftragnehmer einen Betrag in Höhe der entstandenen Kosten, mindestens aber 50,00 € zuzüglich 

Mehrwertsteuer je Aufstellungsort/Vorgang in Rechnung. 

 

§ 7 Preisanpassung 
(1) Ändern sich bei Dauerschuldverhältnissen oder bei Leistungen, die erst nach Ablauf von 4 Monaten nach 

Vertragsschluss erbracht werden sollen, die der Preiskalkulation zugrundeliegenden Kosten, insbesondere Lohn- 

und Lohnnebenkosten, Energiekosten, Steuern, Abgaben, relevante Rohstoffpreisindizes sowie Kosten für 

Leistungen Dritter (z.B. Beseitigungs-/Verwertungsanlagen) etc., ist der Auftragnehmer berechtigt, den Vertrag 

den geänderten Bedingungen anzupassen. 

(2) Entstehen während der Vertragslaufzeit zusätzliche Kosten aufgrund von Änderungen gesetzlicher Vorschriften, 

behördlicher Auflagen und/oder Gebühren und sonstigen Abgaben, so kann der Auftragnehmer vom Zeitpunkt der 

Veränderungen an eine den nachgewiesenen Kostensteigerungen entsprechende Konditionsanpassung 

verlangen.  

(3) Die Anpassung ist unter Darlegung des Änderungsgrundes geltend zu machen. Führt die Preisanpassung gemäß 

den vorstehenden Absätzen 1 und 2 zu einer Kostensteigerung von mehr als 10% des vereinbarten 

Gesamtpreises, ist der Auftraggeber berechtigt, den Vertrag mit einer Frist von 4 Wochen zum Quartalsende zu 

kündigen. 

§ 8 Haftung 
(1) Für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit sowie für Schäden, die auf 

vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Vertragsverletzungen sowie Arglist beruhen, haftet der Auftragnehmer in 

vollem Umfang. Bei sonstigen Schäden entfällt bei leicht fahrlässigen Handlungen eine Haftung, es sei denn, es 

handelt sich um die Verletzung von Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages 

überhaupt erst ermöglicht und auf deren Erfüllung der Auftraggeber regelmäßig vertrauen darf. In diesem Fall ist 

die Haftung, auch für Vertreter und Erfüllungsgehilfen, auf den nach der Art der Leistung vorhersehbaren, 

vertragstypischen, unmittelbaren Durchschnittsschaden begrenzt. Soweit gesetzlich zulässig, ist die Haftung des 

Auftragnehmers für mittelbare Schäden und Folgeschäden ausgeschlossen. 

(2) Der Auftraggeber haftet dem Auftragnehmer für die Richtigkeit der von ihm erteilten Angaben. Er hat dem 

Auftragnehmer jeden infolge der Unrichtigkeit entstehenden zusätzlichen Aufwand zu vergüten. Der Auftraggeber 

haftet dem Auftragnehmer ferner für sämtliche Schäden, die dadurch entstehen, dass er oder von ihm 

beauftragtes Personal die vertraglichen Obliegenheiten verletzt und stellt den Auftragnehmer ggf. von hieraus 

resultierenden Ansprüchen Dritter frei. 

§ 9 Abtretung, Aufrechnung, Zurückbehaltungsrecht 
(1) Der Auftraggeber ist nur nach vorheriger Zustimmung des Auftragnehmers berechtigt, Forderungen gegen den 

Auftragnehmer ganz oder teilweise abzutreten. 

(2) Der Auftraggeber kann gegenüber den Ansprüchen des Auftragnehmers mit eigenen Forderungen nur 

aufrechnen, wenn diese unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind oder in einem engen 

Gegenseitigkeitsverhältnis zur Forderung des Auftragnehmers stehen. Zur Ausübung eines 

Zurückbehaltungsrechts ist er ebenfalls nur insoweit befugt, als sein Gegenanspruch auf demselben 

Vertragsverhältnis beruht. 

 § 10 Vertragsdauer und Kündigung 

(1) Der Vertrag hat eine Laufzeit von 2 Jahren, soweit nichts anderes vereinbart ist. Er verlängert sich um jeweils ein 

weiteres Jahr, wenn er nicht mit einer Frist von 3 Monaten vor Ablauf gekündigt wird. 

(2) Das Recht der Vertragsparteien zur außerordentlichen fristlosen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. 

Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor 

a. bei Zahlungsunfähigkeit des Auftraggebers oder Beantragung der Eröffnung eines 

Insolvenzverfahrens über sein Vermögen oder Verfahrensabweisung mangels Masse gem. 

§ 26 InsO, 

b. wenn für den Auftraggeber eine Warenkreditversicherung nicht mehr abgeschlossen 

werden kann, 

c. wenn wiederholt oder in schwerwiegender Weise gegen wesentliche Vertragspflichten 

verstoßen wird. 

(3) Die Kündigung hat in Textform zu erfolgen. 

§ 11 Höhere Gewalt 
(1) Die Pflicht des Auftragnehmers ruht, solange die Erbringung der geschuldeten Leistung aus Gründen, die er nicht 

zu vertreten hat (z. B. höhere Gewalt oder sonstiger Umstände wie Streik, Aussperrung oder behördliche 

Verfügungen), wesentlich erschwert oder unmöglich wird. 

 § 12 Schlussbestimmungen 
(1) Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Textform, sofern nichts anderes 

vereinbart ist. 

(2) Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen unwirksam oder 

undurchführbar sein oder werden, berührt dies nicht die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen. Die Parteien 

verpflichten sich, unwirksame oder undurchführbare Bestimmungen unverzüglich durch wirksame zu ersetzen, die 

dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen Bestimmungen am nächsten kommen. Gleiches gilt für den Fall 

einer Vertragslücke. 

(3) Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts. Als Gerichtsstand wird, 

soweit gesetzlich zulässig, der Geschäftssitz des Auftragnehmers vereinbart. Es erfolgt keine Teilnahme an 

Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle. 
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§13 Vereinbarung zur Auftragsverarbeitung 
(1) Diese Vereinbarung zur Datenverarbeitung im Auftrag konkretisiert den zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer 

bestehenden Vertrag im Hinblick auf diejenigen Mindestvertragsinhalte, die gem. Art. 28 DS-GVO zu vereinbaren 
sind, um den Auftragnehmer in die Rolle des Auftragsverarbeiters zu versetzen. Mit nachstehenden Vereinbarung 
wollen die Parteien sicherstellen, dass der Auftragnehmer seine Leistungen als Auftragsverarbeiter erbringt, indem 
er im Sinne von Art. 28 Abs. 3 Satz 1 DS-GVO an den Auftraggeber gebunden wird. 

(2) Die Auftragsverarbeitung erfolgt durch den Auftragnehmer als weisungsgebundene Tätigkeit nach Maßgabe der 
nachstehenden Vereinbarungen im Auftrag des Auftraggebers. Gegenüber den betroffenen Personen und Dritten 
trägt allein der Auftraggeber die Verantwortung für die Zulässigkeit der in seinem Auftrag durchgeführten 
Verarbeitungen personenbezogener Daten. Der Vertrag regelt die Übernahme und Vernichtung von Datenträgern 
nach DIN 66399. Der Auftragnehmer verpflichtet sich zur ordnungsgemäßen Übernahme und Vernichtung der 
Datenträger nach den Weisungen des Auftraggebers.  

(3) Gegenstand und Dauer des Auftrags 
a) Art und Zweck der Verarbeitung personenbezogener Daten durch den Auftragnehmer für den 

Auftraggeber sind konkret beschrieben in dem Dienstleistungsvertrag bzw. den kaufmännischen 
Vereinbarungen (nachfolgend „Hauptvertrag“ genannt). Es ist erforderlich, dass die Auftragnehmerin mit 
personenbezogenen Daten umgeht, für die der Auftraggeber als Verantwortlicher im Sinne der 
datenschutzrechtlichen Vorschriften fungiert. Dieser Vertrag konkretisiert die datenschutzrechtlichen 
Rechte und Pflichten der Parteien.  

b) Die Auftragsdauer richtet sich nach den getroffenen kaufmännischen Vereinbarungen. 
c) Der Auftragnehmer darf die Daten des Auftraggebers im Rahmen des datenschutzrechtlich Zulässigen 

für eigene Zwecke auf eigene Verantwortung verarbeiten und nutzen, wenn eine gesetzliche 

Erlaubnisvorschrift oder eine Einwilligungserklärung der Betroffenen dies gestattet. Auf solche 

Datenverarbeitungen findet dieser Vertrag keine Anwendung  

(4) Art der verarbeiteten Daten, Kreis der Betroffenen 
a) Die im Rahmen des Hauptvertrages zu verarbeitenden Daten sind hinsichtlich des Schutzbedarfs zu 

klassifizieren und in Schutzklassen, Sicherheitsstufen einzustufen. 
Die Schutzklassen und Sicherheitsstufen werden konkret im Hauptvertrag genannt. 

 
b) Der Kreis der von der Datenverarbeitung Betroffenen ist konkret im Hauptvertrag beschrieben. Den 

Auftraggeber obliegen die Bestimmung der Schutzklassen und die Deklaration des erforderlichen 
Schutzbedarfs sowie die Angaben zum Kreis der Betroffenen. 

(5) Weisungen und Pflichten des Auftraggebers 
a) Der Auftraggeber ist für die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen des Datenschutzrechts, 

insbesondere für die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung, sowie für die Wahrung der Betroffenenrechte 
verantwortlich („Verantwortlicher“ im Sinne des Art. 4 Nr.7 DSGVO). Den Auftragnehmer steht das Recht 
zu, den Auftraggeber darauf hinzuweisen, wenn eine nach ihrer Meinung rechtlich unzulässige 
Datenverarbeitung Gegenstand des Auftrags und/oder einer Weisung ist. 

b) Der Auftragnehmer verarbeitet die ihn zur Verfügung gestellten personenbezogenen Daten 
ausschließlich nach den Weisungen des Auftraggebers und im Rahmen der getroffenen 
Vereinbarungen. Daten dürfen nur berichtigt, gelöscht und gesperrt werden, wenn der Auftraggeber dies 
anweist. 

c) Die Verarbeitung erfolgt nur auf Weisung des Auftraggebers, es sei denn, der Auftragnehmer ist durch 
das Recht der Europäischen Union oder der Mitgliedstaaten, dem der Auftragnehmer unterliegt, zur 
Verarbeitung dieser Daten verpflichtet. In einem solchen Fall teilt der Auftragnehmer dem Auftraggeber 
diese rechtlichen Anforderungen vor der Verarbeitung mit, sofern das betreffende Recht eine Mitteilung 
nicht wegen eines wichtigen öffentlichen Interesses untersagt.  

d) Weisungen des Auftraggebers sind schriftlich oder in einem elektronischen Dokument (Textform) zu 
erteilen. 

e) Den Auftraggeber obliegt es, dem Auftragnehmer die Daten rechtzeitig zur Leistungserbringung nach 
dem Hauptvertrag zur Verfügung zu stellen. Der Auftraggeber informiert den Auftragnehmer 
unverzüglich, wenn er Fehler oder Unregelmäßigkeiten im Zusammenhang mit der Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch den Auftragnehmer feststellt.  

f) Für den Fall, dass eine Informationspflicht gegenüber Dritten nach Art. 33, 34 DSGVO oder einer 
sonstigen für den Auftraggeber geltenden gesetzlichen Meldepflicht besteht, ist der Auftraggeber für 
deren Einhaltung verantwortlich. 

g) Sollten Dritte gegenüber den Auftragnehmer aufgrund der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von 
Daten Ansprüche geltend machen, wird der Auftraggeber den Auftragnehmer auf erstes Anfordern 
freistellen. 

(6) Technische und organisatorische Maßnahmen 
a) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, für die zu verarbeitenden Daten angemessene technische und 

organisatorische Sicherheitsmaßnahmen i.S.d. Art. 28 Abs. 3 lit. c, 32 DSGVO insbesondere in 
Verbindung mit Art. 5 DSGVO zu treffen.  

b) Der zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses bestehende und anerkannte Standard der technischen und 
organisatorischen Maßnahmen im Bereich der Akten- und Datenträgervernichtung ergibt sich aus der 
DIN 66399. Die DIN 66399 benennt Grundlagen und Begriffe (Teil 1) sowie Anforderungen an 
Maschinen zur Vernichtung von Datenträgern (Teil 2) und beschreibt einen sicheren Prozess der 
Datenträgervernichtung (Teil 3). Die Parteien sind sich darüber einig, dass zur Anpassung an technische 
und rechtliche Gegebenheiten Änderungen der technischen und organisatorischen Maßnahmen 
erforderlich werden können. Wesentliche Änderungen, die die Integrität, Vertraulichkeit oder 
Verfügbarkeit der personenbezogenen Daten beeinträchtigen können, wird der Auftragnehmer im 
Voraus mit dem Auftraggeber abstimmen. Maßnahmen, die lediglich geringfügige technische oder 
organisatorische Änderungen mit sich bringen und die Integrität, Vertraulichkeit und Verfügbarkeit der 
personenbezogenen Daten nicht negativ beeinträchtigen, können von den Auftragnehmer ohne 
Abstimmung mit dem Auftraggeber umgesetzt werden.  

c) Der Auftragnehmer wird die von ihm getroffenen technischen und organisatorischen Maßnahmen 
regelmäßig und auch anlassbezogen auf ihre Wirksamkeit kontrollieren. Für den Fall, dass es 
Optimierungs- und/oder Änderungsbedarf gibt, wird der Auftragnehmer den Auftraggeber informieren.  

(7) 7. Pflichten der Auftragnehmerin 
a) Der Auftragnehmer bestätigt, dass ihm die einschlägigen datenschutzrechtlichen Vorschriften bekannt 

sind. Er gestaltet in seinem Verantwortungsbereich die innerbetriebliche Organisation so, dass er den 
besonderen Anforderungen des Datenschutzes gerecht wird. Der Auftragnehmer sichert ferner zu, dass 
er seinen Beschäftigten mit den für sie maßgeblichen Bestimmungen des Datenschutzes vertraut macht 
und insbesondere die bei der Durchführung der Arbeiten tätigen Beschäftigten zur Vertraulichkeit 
verpflichtet hat und diese über die Weisungen des Auftraggebers informiert hat. 

b) Der Auftragnehmer sichert im Bereich der auftragsgemäßen Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten die vertragsmäßige Abwicklung aller vereinbarter Maßnahmen zu.  

c) Der Auftragnehmer bietet hinreichende Garantien dafür, dass die geeigneten technischen und 
organisatorischen Maßnahmen durchgeführt werden, die gewährleisten, dass die Verarbeitung im 
Einklang mit den datenschutzrechtlichen Vorschriften und den Rechten der betroffenen Person steht.  

d) Der Auftragnehmer darf im Rahmen der Auftragsverarbeitung nur dann auf personenbezogene Daten 
des Auftraggebers zugreifen, wenn dies für die Durchführung der Auftragsverarbeitung zwingend 
erforderlich ist. 

e) Soweit gesetzlich vorgeschrieben, bestellt der Auftragnehmer einen fachkundigen und zuverlässigen 
betrieblichen Datenschutzbeauftragten. Die Kontaktdaten des Beauftragten für den Datenschutz werden 
dem Auftraggeber zum Zweck der direkten Kontaktaufnahme wie folgt: Mail: datenschutz@evd-

recycling.de, Tel.: +49 211 22 94 09 0 mitgeteilt. Ein Wechsel des Datenschutzbeauftragten und 
dessen Kontaktdaten wird den Auftraggeber unverzüglich mitgeteilt.  

f) Der Auftragnehmer darf die ihr zur Verfügung gestellten personenbezogenen Daten ausschließlich im 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland, in einem Mitgliedsstaat der Europäischen Union oder in einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum verarbeiten. Die 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten in einem Drittland bedarf der vorherigen Zustimmung des 
Auftraggebers und darf nur erfolgen, wenn die besonderen gesetzlichen Voraussetzungen (Art. 44 ff. 
DSGVO) erfüllt sind. 

g) Der Auftragnehmer darf Daten, die im Auftrag verarbeitet werden, nicht eigenmächtig sondern nur nach 
dokumentierter Weisung des Auftraggebers berichtigen, löschen, duplizieren oder deren Verarbeitung 
einschränken. Soweit eine betroffene Person sich diesbezüglich unmittelbar an dien Auftragnehmer 
wendet, wird der Auftragnehmer dieses Ersuchen unverzüglich an den Auftraggeber weiterleiten. 

h) Zurückbehaltungsrechte in Bezug auf Daten des Auftraggebers und dazugehörigen Datenträgern sind 
ausgeschlossen. 

 
(8) Vergütung 

Die Vergütung der Auftragsnehmerin wird gesondert in dem Hauptvertrag vereinbart. 

(9) Berechtigung zur Begründung von Unterauftragsverhältnissen 
a) Der Auftragnehmer darf Unterauftragnehmer nur beauftragen, wenn der Auftraggeber dem vorher 

schriftlich zugestimmt hat. Eine solche Zustimmung darf von dem Auftraggeber nur aus wichtigem, den 
Auftragsnehmer nachzuweisenden Grund verweigert werden. Im Falle der Einschaltung eines nach § 15 
AktG mit der Auftragnehmerin verbunden Unternehmens als Unterauftragnehmer erteilt der Auftraggeber 

hiermit ausdrücklich seine Zustimmung, wenn durch konzerninterne Auftragsverarbeitungsverträge oder 
gleichwertige Abreden sichergestellt wird, dass die in diesem Vertrag vereinbarten Regelungen auch 
gegenüber diesem verbundenen Unternehmen gelten. Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber auf 
Anforderung eine aktuelle Übersicht über die eingeschalteten Unterauftragnehmer geben. 

b) Nicht als Unterauftragsverhältnisse im Sinne dieser Regelung sind solche Dienstleistungen zu 
verstehen, die die Auftragnehmerin bei Dritten als Nebenleistung zur Unterstützung bei der 
Auftragsdurchführung in Anspruch nimmt. Dazu zählen z.B. Telekommunikationsleistungen, Post- und 
Kurierdienste; Bewachungsdienste oder Reinigungskräfte. Mit solchen Unternehmen wird die 
Auftragnehmerin branchenübliche Geheimhaltungsvereinbarungen treffen. 

c) Ein Zugriff auf Daten darf durch die Unterauftragnehmerin erst dann erfolgen, wenn der Auftragnehmer 
durch einen schriftlichen Vertrag sicherstellt, dass die in diesem Vertrag vereinbarten Regelungen auch 
gegenüber den Unterauftragnehmern gelten, wobei insbesondere hinreichende Garantien dafür geboten 
werden müssen, dass die geeigneten technischen und organisatorischen Maßnahmen so durchgeführt 
werden, dass die Verarbeitung entsprechend den datenschutzrechtlichen Vorschriften erfolgt. Der 
Auftragnehmer hat den Auftraggeber auf Anforderung eine Kopie des Vertrages zuzuleiten. 

d) Der Auftragnehmer hat abgeleitete Kontrollpflichten gegenüber der Unterauftragnehmerin und kann und 
muss hierfür die in diesem Vertrag beschriebenen, in einem Unterauftragsverarbeitungsvertrag zu 
spiegelnden Kontrollbefugnisse des Auftraggebers wahren. Der Auftraggeber bleibt berechtigt, die 
Ausübung der Kontrollbefugnisse durch den Auftragnehmer zu überwachen und die Kontrolle gegenüber 
dem Unterauftragnehmer auch selbst durchzuführen. 

e) Erbringt der Unterauftragnehmer die vereinbarte Leistung außerhalb der EU/des EWR, stellt der 
Auftragnehmer die datenschutzrechtliche Zulässigkeit durch entsprechende Maßnahmen sicher. 

(10) Mitzuteilende Verstöße der Auftragnehmerin 
a) Der Auftragnehmer unterrichtet den Auftraggeber unverzüglich über Störungen des Betriebsablaufs, die Gefahren 

für die Daten des Auftraggebers mit sich bringen, sowie bei Verdacht auf Datenschutzverletzungen bei dem 
Auftragnehmer im Zusammenhang mit den Daten des Auftraggebers. Gleiches gilt, wenn der Auftragnehmer 
feststellt, dass die bei ihr getroffenen Sicherheitsmaßnahmen den gesetzlichen Anforderungen nicht genügen. Den 
Auftragnehmer ist bekannt, dass der Auftraggeber verpflichtet ist, umfassend alle Verletzungen des Schutzes 
personenbezogener Daten zu dokumentieren und ggf. den Aufsichtsbehörden bzw. der betroffenen Person 
unverzüglich zu melden. Sofern es zu solchen Verletzungen gekommen ist, wird der Auftragnehmer den 
Auftraggeber bei der Einhaltung ihrer Meldepflichten unterstützen. Er wird die Verletzungen den Auftraggebers 
unverzüglich melden und zumindest folgende Informationen mitteilen: 

 eine Beschreibung der Art der Verletzung, der Kategorien und ungefähre Anzahl der betroffenen 
Personen und Datensätze, 

 Name und Kontaktdaten eines Ansprechpartners für weitere Informationen, 

 eine Beschreibung der wahrscheinlichen Folgen der Verletzung sowie 

 eine Beschreibung der ergriffenen Maßnahmen zur Behebung oder Abmilderung der Verletzung. 
b) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Auftraggeber im Falle eines Datensicherheitsvorfalls bei seine 

diesbezüglichen Aufklärungs-, Abhilfe- und Informationsmaßnahmen, einschließlich aller Handlungen zur Erfüllung 
gesetzlicher Verpflichtungen im Rahmen des Zumutbaren zu unterstützen. Der Auftragnehmer wird insbesondere 
unverzüglich sämtliche zumutbaren Maßnahmen ergreifen, um die entstandenen Gefährdungen für die Integrität 
oder Vertraulichkeit der Daten des Auftraggebers zu minimieren und zu beseitigen, die Daten zu sichern und 
mögliche nachteilige Folgen für Betroffene zu verhindern oder in ihren Auswirkungen so weit wie möglich zu 
begrenzen. 

(11) Wahrung von Betroffenenrechten 
a) Der Auftraggeber ist für die Wahrung der Betroffenenrechte allein verantwortlich. Der Auftragnehmer ist 

verpflichtet, den Auftraggeber bei seiner Pflicht, Anträge von Betroffenen nach Art. 12-23 DSGVO zu 
bearbeiten, zu unterstützten.  

b) Soweit eine Mitwirkung des Auftragnehmers für die Wahrung von Betroffenenrechten - insbesondere auf 
Auskunft, Berichtigung, Sperrung oder Löschung - durch den Auftraggeber erforderlich ist, wird der 
Auftragnehmer die jeweils erforderlichen Maßnahmen nach Weisung des Auftraggebers treffen. Der 
Auftragnehmer wird den Auftraggeber nach Möglichkeit mit geeigneten technischen und 
organisatorischen Maßnahmen dabei unterstützen, einer Pflicht zur Beantwortung von Anträgen auf 
Wahrnehmung von Betroffenenrechten nachzukommen. 

c) Regelungen über eine etwaige Vergütung von Mehraufwänden, die durch Mitwirkungsleistungen im 
Zusammenhang mit Geltendmachung von Betroffenenrechten gegenüber dem Auftraggeber bei dem 
Auftragnehmer entstehen, bleiben unberührt. 

(12) Kontrollrechte der Auftraggeberin/Datenschutzbehörde 
a) Der Auftragnehmer erklärt sich damit einverstanden, dass der Auftraggeber oder eine von ihm zur 

Geheimhaltung verpflichtete, beauftragte Person die Einhaltung der Vorschriften über den Datenschutz 
gem. Art 28 DSGVO und der vertraglichen Vereinbarungen im erforderlichen Umfang auf eigene Kosten, 
ohne Störung des Betriebsablaufes und unter strikter Geheimhaltung von Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnissen kontrolliert, insbesondere durch die Einholung von Auskünften und Anforderung 
von relevanten Unterlagen, die Einsichtnahme in die Verarbeitungsprogramme oder durch Zutritt zu den 
Arbeitsräumen des Auftragnehmers zu den ausgewiesenen Geschäftszeiten. Der Auftraggeber wird Vor-
Ort-Kontrollen rechtzeitig (mindestens zwei Wochen vorher) ankündigen. Der Auftragnehmer ermöglicht 
den Auftraggeber Zugang zu allen für die Kontrolle benötigten Systemen und stellt ihr alle für die 
Kontrolle nötigen Informationen zur Verfügung.  

b) Der Auftraggeber ist berechtigt, von dem Auftragnehmer regelmäßig eine Bestätigung zur Einhaltung der 
technischen und organisatorischen Maßnahmen zu verlangen.  

c) Durch geeignete und gültige Zertifikate zur IT-Sicherheit (z.B. IT-Grundschutz, ISO 27001) kann auch 
der Nachweis einer ordnungsgemäßen Verarbeitung erbracht werden, sofern hierzu auch der jeweilige 
Gegenstand der Zertifizierung auf die Auftragsverarbeitung im konkreten Fall zutrifft.  

d) Beauftragt der Auftraggeber einen Dritten mit der Durchführung der Kontrolle, hat der Auftraggeber den 
Dritten schriftlich ebenso zu verpflichten, wie auch der Auftraggeber aufgrund dieser Regelung 
gegenüber dem Auftragnehmer verpflichtet ist. Zudem hat der Auftraggeber den Dritten auf 
Verschwiegenheit und Geheimhaltung zu verpflichten, es sei denn, dass der Dritte einer beruflichen 
Verschwiegenheitsverpflichtung unterliegt. Auf Verlangen des Auftragsnehmers hat der Auftragsgeber 
diesen die Verpflichtungsvereinbarung mit dem Dritten vorzulegen. Der Auftraggeber darf keine 
Konkurrenten des Auftragnehmers mit der Durchführung der Kontrollen beauftragen.  

e) Der Auftragnehmer ist berechtigt, nach eigenem Ermessen unter Berücksichtigung der gesetzlichen 
Verpflichtungen des Auftraggebers Informationen nicht zu offenbaren, die sensibel im Hinblick auf die 
Geschäfte des Auftragsnehmers sind oder wenn der Auftragsnehmer durch deren Offenbarung gegen 
gesetzliche oder andere vertragliche Regelungen verstoßen würde. Der Auftraggeber ist nicht berechtigt, 
Zugang zu vertraulichen Daten des Auftragsnehmers, insbesondere nicht zu Daten über andere 
Kunden, die nicht unmittelbar relevant für die vereinbarten Kontrollzwecke sind, zu erhalten. 

f) Ziffer 12 lit.a gilt entsprechend, soweit eine Datenschutzaufsichtsbehörde oder eine sonstige hoheitliche 
Aufsichtsbehörde eine Inspektion der Auftraggeberin durchführt.  

g) Regelungen über eine etwaige Vergütung von Mehraufwänden, die dem Auftragnehmer im 
Zusammenhang mit Kontrollen durch den Auftraggeber entstehen, bleiben unberührt. 

(13) Beendigung des Auftrags 
a) Nach Abschluss der Auftragsverarbeitung hat der Auftragnehmer alle personenbezogenen Daten 

datenschutzkonform zu löschen, soweit nicht eine gesetzliche Verpflichtung zur Speicherung der 
personenbezogenen Daten besteht. Das Protokoll der Löschung ist auf Anforderung vorzulegen. 

b) Der Auftraggeber kann das Auftragsverhältnis ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn der 
Auftragnehmer einen schwerwiegenden Verstoß gegen die Bestimmungen dieses Vertrags begeht und 
den Auftraggeber aufgrund dessen die Fortsetzung der Auftragsverarbeitung bis zum Ablauf der 
Kündigungsfrist oder bis zu der vereinbarten Beendigung des Auftrags nicht zugemutet werden kann. 

(14) Geheimhaltungspflichten 
a) Beide Parteien verpflichten sich, alle Informationen, die sie im Zusammenhang mit der Durchführung 

dieses Vertrages erhalten, zeitlich unbegrenzt vertraulich zu behandeln und nur zur Durchführung des 
Vertrages zu verwenden. Keine Partei ist berechtigt, diese Informationen ganz oder teilweise zu anderen 
als den soeben genannten Zwecken zu nutzen oder diese Information Dritten zugänglich zu machen. 

b) Die vorstehende Verpflichtung gilt nicht für Informationen, die eine der Parteien nachweisbar von Dritten 
erhalten hat, ohne zur Geheimhaltung verpflichtet zu sein, oder die öffentlich bekannt sind. 

(15) Allgemeines 
a) Sollte das Eigentum des Auftraggebers bei dem Auftragnehmer durch Maßnahmen Dritter (etwa durch 

Pfändung oder Beschlagnahme), durch ein Insolvenzverfahren oder durch sonstige Ereignisse gefährdet 
werden, so hat der Auftragnehmer den Auftraggeber unverzüglich zu verständigen. Ein 
Zurückbehaltungsrecht ist in Bezug auf Datenträger und Datenbestände des Auftraggebers 
ausgeschlossen. 

b) Die Vertragsbegründung, Vertragsänderungen und Nebenabreden sind schriftlich oder in einem 
elektronischen Format abzufassen. 

c) Sollten einzelne Teile dieses Vertrags unwirksam sein oder werden oder eine Lücke enthalten, so 
berührt dies die Wirksamkeit des Vertrags im Übrigen nicht. Die Parteien verpflichten sich, anstelle der 
unwirksamen Regelung eine solche gesetzlich zulässige Regelung zu treffen, die dem Zweck der 
unwirksamen Regelung am nächsten kommt und den Anforderungen des § 28 DSGVO am besten 
gerecht wird.  

d) Im Fall von Widersprüchen zwischen diesem Vertrag und sonstigen Vereinbarungen zwischen den 
Parteien, insbesondere dem Hauptvertrag, gehen die Regelungen dieses Vertrages vor.  


